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Lehrpersonalverordnung 
(Änderung vom 9. Juli 2014)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Die Lehrpersonalverordnung vom 19. Juli 2000 wird geändert.

II. Die Verordnungsänderung tritt auf Beginn des Schuljahres 2015/
2016 (1. August 2015) in Kraft. Wird ein Rechtsmittel ergriffen, wird
über die Inkraftsetzung erneut entschieden.

III. Gegen die Verordnungsänderung und Dispositiv II, Satz 1,
kann innert 30 Tagen, von der Veröffentlichung an gerechnet, beim
Verwaltungsgericht des Kantons Zürich Beschwerde erhoben werden.
Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und dessen Begründung
enthalten. 

IV. Veröffentlichung dieses Beschlusses, der Verordnungsänderung
und der Begründung im Amtsblatt.

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin: Der Staatsschreiber:
Aeppli Husi
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Lehrpersonalverordnung (LPVO)
(Änderung vom 9. Juli 2014)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Lehrpersonalverordnung vom 19. Juli 2000 wird wie folgt geän-
dert:

Zusätzliche 
Vollzeit-
einheiten

§ 2 c. 1 Die Bildungsdirektion teilt den Gemeinden für die Schul-
leitung folgende zusätzliche Vollzeiteinheiten zu:
a. 0,2 in jeder Gemeinde,
b. 0,04 pro Vollzeiteinheit,
c. in Gemeinden mit 25 oder mehr Vollzeiteinheiten weitere 0,125

pro 25 Vollzeiteinheiten.
Abs. 2–6 unverändert.
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Begründung

1. Ausgangslage

Der Kantonsrat hat am 2. September 2013 das Lehrpersonalgesetz
(LPG) geändert und die Grundlage für den neuen Berufsauftrag der
Lehrpersonen der Volksschule geschaffen.

Der neue Berufsauftrag sieht vor, dass nicht nur der Zeitaufwand
für die erteilten Unterrichtslektionen quantifiziert, sondern auch die
übrigen Tätigkeiten der Lehrpersonen zeitlich erfasst werden. Dies er-
möglicht, die Lehrpersonen neben der Unterrichtstätigkeit gezielter
aufgrund ihrer Stärken und Fähigkeiten einzusetzen. Es wird Aufgabe
der Schulleitung sein, dies innerhalb ihrer Schuleinheit zu planen und
zu organisieren. 

Mit Schreiben vom 24. September 2013 haben der Verband Zürcher
Schulpräsidien (VZS), der Verband der Schulleiterinnen und Schullei-
ter im Kanton Zürich (VSLZH), die Vereinigung des Personals Zür-
cherischer Schulverwaltungen (VPZS) und der Zürcher Lehrerinnen-
und Lehrerverband (ZLV) gemeinsam eine Aufstockung der Vollzeit-
einheiten der Schulleitungen und eine neue Form der Berechnung die-
ser Mittel gefordert.

2. Geltende Regelung

Die Mittel für die Schulleitungen werden als Vollzeiteinheiten
Schulleitungen (VZE SL) festgelegt und sind abhängig von den für den
Unterricht zugeteilten Vollzeiteinheiten (VZE Unterricht).
– Kleinere Gemeinden bis insgesamt zehn VZE Unterricht erhalten

einen Sockel von 0,2 VZE SL sowie 0,02 VZE SL pro VZE Unter-
richt.

– Gemeinden mit mehr als zehn VZE Unterricht erhalten 0,04 VZE
SL pro VZE Unterricht.
Im Kanton werden insgesamt rund 330 VZE SL eingesetzt. Der fi-

nanzielle Aufwand dafür beläuft sich auf rund 60 Mio. Franken. Der
Anteil des Kantons daran beträgt 20%, d.h. 12 Mio. Franken.
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3. Vorschlag der Verbände

Der Vorschlag der Verbände sieht für die Festlegung der VZE SL
folgende Elemente vor:
– Pro Schuleinheit: Sockel von 0,2 VZE SL.
– Pro VZE Unterricht: 0,05 VZE SL.
– Pro Lehrperson, welche die Zahl der zugeteilten VZE Unterricht

übersteigt: 0,009 VZE SL.
– Falls die Schulleitung die Verantwortung bei der Mitarbeiterbeur-

teilung übernimmt: Pro jede vierte Lehrperson: 0,0064 VZE SL.
Der Vorschlag der Verbände würde die Mittel für die Schulleitun-

gen schätzungsweise um rund zwei Drittel vergrössern. 

4. Beurteilung

Mit dem neuen Berufsauftrag erhalten die Schulleitungen neue
Aufgaben. Bisher stand bei der Personalplanung vor allem die Frage
im Vordergrund, welche Lehrpersonen die Unterrichtslektionen an
den einzelnen Klassen übernehmen. Neu müssen die Schulleitenden
auch die übrigen Tätigkeiten der Lehrpersonen wie beispielsweise die
allgemeinen Arbeiten für den Schulbetrieb oder die Zusammenarbeit
der Lehrpersonen mit Eltern und Behörden im Hinblick auf die Jah-
resarbeitszeit berücksichtigen. Zudem müssen sie die zeitliche Quanti-
fizierung der verschiedenen Aufgaben des Berufsauftrags mit jeder
Lehrperson aushandeln mit dem Ziel, den Schulbetrieb bestmöglich zu
gewährleisten. Gemäss § 19 a LPG hat die Schulleitung zudem die
Kompetenz, die Vor- und Nachbereitungszeit pro erteilter Unterrichts-
lektion je nach Fach unterschiedlich zu gewichten. Dazu sind Abspra-
chen zwischen Lehrpersonen und Schulleitenden sowie eine umfas-
sende Planung und Organisation seitens der Schulleitung notwendig.

Die zurzeit den Schulleitungen zur Verfügung stehenden Mittel
sind knapp bemessen. Dies zeigt auch ein Vergleich mit anderen Kan-
tonen. Die mit der Neufestlegung des Berufsauftrags vorgesehenen
neuen Aufgaben können die Schulleitenden nicht ohne zusätzliche
Mittel bewältigen. Die Einführung des neuen Berufsauftrages an der
Volksschule ist auf Beginn des Schuljahres 2016/2017 vorgesehen. Da-
mit die Schulleitungen die notwendigen Vorarbeiten dazu leisten kön-
nen, ist die Neuregelung der Mittelzuteilung für die Schulleitung auf
Beginn des Schuljahres 2015/2016 in Kraft zu setzen.

Eine Erhöhung der Mittel um zwei Drittel, wie sie von den Ver-
bänden vorgeschlagen wird, erscheint weder der Mehrbelastung noch
der zusätzlichen Verantwortung angemessen. Sie ist auch angesichts
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der finanziellen Situation des Kantons nicht vertretbar. Mit dem von
den Verbänden vorgeschlagenen Zuteilungsmodell würden zudem fal-
sche Anreize geschaffen. 

5. Neuregelung

Die Neuregelung der VZE SL nimmt die Idee der Verbände bezüg-
lich einer Sockellösung auf: Jeder Gemeinde wird ein Grundsockel von
0,2 VZE SL zugeteilt. Damit wird der Mehraufwand berücksichtigt für
neue Aufgaben, die – unabhängig von der Grösse – in jeder Schulein-
heit zu erledigen sind. Zusätzlich werden jeder Gemeinde – neu unab-
hängig von ihrer Grösse – pro VZE Unterricht weitere 0,04 VZE SL
gewährt. 

Grössere Gemeinden bilden in der Regel mehrere Schuleinheiten,
was mit erhöhtem Aufwand für die Schulbehörden und die Schullei-
tungen verbunden ist. Um zu verhindern, dass lediglich zum Erhalt zu-
sätzlicher Mittel weitere Schuleinheiten gebildet werden, sollen Ge-
meinden für jeweils 25 Vollzeiteinheiten Unterricht weitere 0,125 VZE
SL erhalten. 

Die neue Regelung führt im Ergebnis dazu, dass grössere Gemein-
den ab 40 VZE Unterricht 13% bis 20% mehr VZE SL erhalten. In
Gemeinden mit weniger als 40 VZE Unterricht liegt die Zunahme zwi-
schen 20% und 50%. Bei insgesamt 72% der Gemeinden nehmen die
VZE SL um mehr als 20% zu.

6. Kosten

Das vorgeschlagene Modell führt zu einer Zunahme der VZE SL
um durchschnittlich 20%. Damit entstehen Mehrkosten von 12 Mio.
Franken, wovon der Kanton 2,4 Mio. Franken zu tragen hat. 


